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Antrag 

der Fraktion des Zentrums 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Bewahrungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Die Bewahrung ist eine Maßnahme der 
öffentÜch- rechtlichen Fürsorge. Ihr Zweck ist 
der Schutz des zu Bewahrenden vor Verwahr- 
losung und seine Gewöhnung an eine sinn- 
volle Arbeit und ein geordnetes Leben. 

§ 2 

Eine Person über 18 Jahre kann durch Be- 
schluß des Vormundschafsgerichtes der Be- 
wahrung überwiesen werden, wenn 

a) sie aufgrund einer krankhaften oder 
außergewöhnlichen Willens- oder Ver- 
standesschwäche oder einer Stumpfheit 
des sittlichen Empfindens verwahrlost ist 
oder zu verwahrlosen droht und 

b) andere Möglichkeiten zur Beseitigung der 
Verwahrlosung oder drohenden Ver- 
wahrlosung nicht gegeben sind oder bis- 
her vergeblich angewandt wurden. 

§ 3 

Das Vormundschaftsgericht beschließt von 
Amts wegen oder auf Antrag. Antragsberech- 
tigt sind: 

1. der zu Bewahrende selbst, 

2. der gesetzliche Vertreter oder der In- 
haber der Personensorge, 

3. das Jugendamt, 

4. die Fürsorgeerziehungsbehörde, 

5. das Gesundheitsamt, 

6. die Fürsorgeverbände. 

Dem Antrag ist neben den übrigen Beweis- 
mitteln das Gutachten einer psychiatrischen 


Klinik oder eines anerkannten Psychiaters 
über das Vorliegen der Voraussetzungen 
nach § 2 Buchstabe a beizufügen. 

§ 4 

(1) Im Bewahrungsverfahren entscheidet 
das Vormundschaftsgericht nach mündlicher 
Verhandlung und besetzt mit dem Vor- 
mundschaftsrichter und zwei Beisitzern, einem 
Mann und einer Frau, die in der praktischen 
Gefährdetenfürsorge Erfahrung haben. 

(2) Für Volljährige ist im Verfahren ein 
Beistand zu bestellen. Das Vormundschafts- 
gericht hat vor Beschlußfassung den zu Be- 
wahrenden selbst zu hören, bei Volljährigkeit 
ist außerdem der bestellte Beistand und bei 
Minderjährigen der gesetzliche Vertreter zu 
hören. 

(3) Das Gerichtsverfahren ist kostenfrei. 
Die baren Auslagen können dem Antrag- 
steller auferlegt werden. 

§ 5 

(1) Das Vormundschaftsgericht kann vor 
Beschlußfassung die Unterbringung des zu 
Bewahrenden in einer psychiatrischen Klinik 
oder sonstigen geeigneten Anstalt zur Unter- 
suchung oder Beobachtung für die Dauer bis 
zu 6 Wochen anordnen. 

(2) Die Kosten dieser Maßnahme fallen der 
für die endgültige Durchführung verpflich- 
teten Stelle zur Last. 

§ 6 

Das Vormundschaftsgericht kann ferner 
die vorläufige Bewahrung anordnen in Fäl- 
len, in denen eine sofortige Unterbringung 
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dringend erforderlich ist. Die Anordnung der 
vorläufigen Bewahrung kann nur erfolgen, 
wenn mit Wahrscheinlichkeit die Anordnung 
der endgültigen Bewahrung zu erwarten ist. 
Sie darf die Dauer von 6 Monaten nicht 
überschreiten. 

§ 7 

Das Vormundschaftsgericht kann das Ver- 
fahren für längstens 1 Jahr aussetzen, wenn 
begründete Hoffnung besteht, daß der zu 
Bewahrende durch die seelische Wirkung des 
eingeleiteten Verfahrens sein Leben ändern 
wird, oder, wenn eine andere Möglichkeit 
zur Erreichung des Zieles zunächst gegeben 
ist. Bei angeordneter Aussetzung ist ein 
Schutzaufsichtshelfer zu bestellen, der der 
gleichen Konfession wie der zu Bewahrende 
angehören muß. 

S 8 

Der Beschluß ist der Durchführungsbe- 
hörde, dem zu Bewahrenden selbst, bei Min- 
derjährigen ferner seinem gesetzlichen Ver- 
treter, bei Volljährigen auch dem bestellten 
Beistand, und demjenigen zuzustellen, der 
den Antrag gestellt hat. 

S 9 

(1) Das Beschwerderecht steht dem im § 3 
benannten Kreis zu. Die Beschwerde hat auf- 
schiebende Wirkung, ausgenommen bei ange- 
ordneter vorläufiger Bewahrung. 

(2) Über eine Beschwerde entscheidet das 
örtlich zuständige Landgericht. 

§ 10 

(1) Die Dauer der Bewahrung richtet sich 
nach der Dauer der Bewahrungsbedürftigkeit. 
Die Bewahrung kann durch Beschluß des 
Vormundschaftsgerichtes aufgehoben werden 

a) wenn ihr Zweck erreicht ist, 

b) wenn eine anderweitige Sicherung vor 
Verwahrlosung ermöglicht ist. 

Vor Aufhebung hat das Vormundschaftsge- 
richt die Durchführungsbehörde zu hören. 

(2) Der aufhebende Beschluß ist dem im 
§ 8 benannten Kreis zuzustellen. Dieser hat 
gegen die Aufhebung Beschwerderecht mit 
aufschiebender Wirkung. 

§ 11 

Frühestens nach Ablauf eines Jahres und 
spätestens nach 3 Jahren seit Anordnung der 
Bewahrung hat das Vormundschaftsgericht 
nachzuprüfen, ob die Voraussetzungen der 
Bewahrung noch vorliegen. Ist nach 3 Jahren 


seit der letzten Beschlußfassung eine weitere 
Bewahrung notwendig, so hat das Vormund- 
schaftsgericht darüber einen neuen Beschluß 
zu erlassen. 

§ 12 

(1) Die Aufhebung kann ferner der im § 3 
Ziffern 1 bis 6 benannte Kreis — aber nicht 
vor Ablauf eines Jahres nach der Beschluß- 
fassung — beantragen. 

(2) Ein abgelehnter Antrag kann vor Ab- 
lauf von 6 Monaten nicht erneuert werden. 

§ 13 

Die Aufhebung kann auch unter dem Vor- 
behalt des Widerrufs erfolgen. In diesem 
Falle ist dem Bewahrten ein Schutzaufsichts- 
helfer wie im § 7 zu bestellen. 

§ 14 

(1) Die Bewahrung erfolgt in dafür von 
der Durchführungsbehörde oder von der 
Landesregierung benannten Bewahrungs- 
heimen, in leichteren Fällen oder als Über- 
gangsmaßnahme in geeigneten Familien oder 
Dienststellen. 

(2) Für den Abschluß von Dienstverträgen 
gilt die Durchführungsbehörde als gesetz- 
licher Vertreter des Bewahrten. 

(3) Bei der Unterbringung ist auf das reli- 
giöse Bekenntnis oder die Weltanschauung 
des zu Bewahrenden Rücksicht zu nehmen. 

§ 15 

(1) Die Durchführung der Bewahrung ist 
Aufgabe der Lander. Die Länder bestimmen, 
welche Behörden oder sonstigen Stellen zur 
Durchführung verpflichtet werden. 

(2) Zuständig für die Durchführung der 
Bewahrung ist die Stelle, in deren Bezirk sich 
der zu Bewahrende bei Eintritt der Bewah- 
rungsbedürftigkeit befindet. 

§ 16 

Die Kosten der Bewahrung sind der 
Durchführungsbehörde auf Antrag aus dem 
pfändbaren Vermögen des Bewahrten und 
soweit solches nicht ausreicht, von dem ge- 
setzlich zu seinem Unterhalt Verpflichteten 
zu ersetzen. Allgemeine Verwaltungskosten 
werden nicht ersetzt. 

Bonn, den 22. Juni 1951 

Frau Wessel und Fraktion 
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